
Diese Erfahrungen bringen wir in unsere gemeinsame deut
sche Zukunft ein.

Ein wichtiger Aspekt unserer Außenpolitik ist es, die deutsche 
Einheit in gutem Einvernehmen mit unseren Nachbarn zu ver
wirklichen. Besonders aus unserer Vergangenheit heraus ver
bleibt uns die Verpflichtung, mit den Sensibilitäten unserer 
Nachbarn behutsam umzugehen. Daher sind für uns die Gren
zen in Europa unantastbar, unverrückbar und nicht mehr zu dis
kutieren.

(Beifall)

Beide deutsche Staaten wollen als gleichberechtigte Partner 
mit ihren Nachbarn dazu beitragen, die durch den 2. Weltkrieg 
verursachte Spaltung Europas zu überwinden und Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa zu fördern.

Das Forum hierfür sind die 2+4-Verhandlungen. Am 22. Juni 
fand in Berlin das 2. Außenministertreffen im Rahmen dieser 
Verhandlungen statt. Die Gespräche sind in ihr entscheidendes 
Stadium getreten. Alle Seiten haben ihre Bereitschaft zur Ver
ständigung erkennen lassen. Die Schwierigkeiten sind keine un
überwindlichen Schwierigkeiten mehr.

Alle an den 2 + 4-Verhandlungen beteiligten Seiten nehmen ei
ne konstruktive Haltung ein. Keine der vier Mächte versucht, ih
re originären Rechte zu verewigen oder das vereinigte Deutsch
land in irgendeiner Weise in seiner Souveränität zu beeinträchti
gen. Im Gegenteil: Alle sind darum bemüht, die in vieler Hin
sicht bestehende besondere Situation, in der sich Deutschland 
infolge des 2. Weltkrieges bis heute befindet, so schnell wie mög
lich zu beenden. Alle wollen dies. Die noch bestehenden Mei
nungsverschiedenheiten beziehen sich lediglich auf die Frage, 
wie die Sicherheitsbalance in Europa, die über 40 Jahre den Frie
den - hier definiert als Abwesenheit von Krieg - gesichert hat, 
durch neue Verträge gleichermaßen wirkungsvoll gesichert 
werden kann. So können wir vom Prozeß der Friedenserhaltung 
zur aktiven Friedensgestaltung übergehen.

Die beiden deutschen Staaten sind in den 2+4-Verhandlungen 
Partner und Betroffene zugleich und suchen mit den anderen 
Partnern eine stabile Regelung, die ganz Europa umfaßt. Ein 
Blick in die Geschichte zeigt, daß es viele Male den ernsthaften 
Versuch gegeben hat, Europa auf Dauer den Frieden zu sichern. 
Diese guten Absichten sind oft schon nach kurzer Zeit geschei
tert, vor allem wohl deswegen, weil sich in die Konstruktion im
mer auch Instabilität eingeschlichen hat. Dies künftig zu vermei
den, erfordert von allen Beteiligten ein Höchstmaß an Vertrau
en, gutem Willen und nüchternem Kalkül. Aufrichtigkeit und 
Außenpolitik gehören untrennbar zusammen. Formelkompro
misse, die anschließend jeder anders interpretiert, sollten end
gültig der Vergangenheit angehören.

Zu den schwierigen Fragen, die in den nächsten Wochen zur 
Verhandlung anstehen, gehören die Übergangsregelungen für 
die Ablösung der Gesamtverantwortung der vier Siegermächte 
für ganz Deutschland. Das vereinigte Deutschland - das ist un
ser erklärtes Ziel - muß so souverän sein, wie dies die anderen 
Staaten Europas auch sind. Für uns ist Souveränität kein Besitz
stand, den man ängstlich festhält. Ein vereintes Europa verdient 
nur diesen Namen, wenn bestimmte Souveränitätsrechte im eu
ropäischen Einigungsprozeß an Europa abgegeben werden. 
Dies gilt für alle und verhindert nationale Überheblichkeit. Es 
minimiert internationale Konflikte. Eine begrüßenswerte Kon
sequenz dieser Politik ist es, den Territorien der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik den 
Rang der am höchsten gerüsteten Region auf dem Globus end
lich zu nehmen. Mitteleuropa war in den militärischen Planspie
len der letzten Jahrzehnte das Aufmarschgebiet von NATO und 
Warschauer Vertragsorganisation. Dieser Zustand muß beendet 
werden und darf sich nicht in andere Regionen verlagern.

Die im Mandat für die Wiener Verhandlungen über konventio
nelle Streitkräfte fixierte Zielvorstellung über gegenseitige An
griffsunfähigkeit bleibt gültig. Dazu muß die bei den konventio
nellen Streitkräften vorhandene Option für offensive Operatio
nen beseitigt werden. Im Prozeß konventioneller Abrüstung
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müssen alle Kernwaffenbestände und ABC-Waffen drastisch re
duziert werden. Unser Ziel ist eine Beseitigung aller konventio
nellen Waffen und aller ABC-Waffen.

Wir blicken mit großen Erwartungen auf den NATO-Gipfel, 
der in diesen Tagen in London stattfindet. Die NATO muß sich 
aus unserer Sicht als Bündnis demokratischer und freiheitlicher 
Staaten im umfassenden Sinne verstehen und sich in ihrer 
Struktur und Strategie grundlegend reformieren. Das bedeutet, 
Abschied zu nehmen von der bisherigen Strategie der flexiblen 
Antwort, verbunden mit dem nuklearen Ersteinsatz und der Vor
neverteidigung. Dies wäre ein entscheidender Beitrag zu einer 
dauerhaften Friedensordnung in Europa mit geeigneten Sicher
heitsgarantien.

(Vereinzelt Beifall)

Die NATO hat sich bereits 1967 mit der Verabschiedung des 
Harmel-Berichts das Ziel gestellt - ich zitiere -, „eine gerechte 
und dauernde Friedensordnung in Europa mit geeigneten Si
cherheitsgarantien zu erreichen“. Nunmehr sind entscheidende 
Voraussetzungen für dieses Ziel gegeben. Der historische Au
genblick erfordert ein politisches Signal von vergleichbarer Be
deutung, das der Vision von 1967 konkrete Vorstellungen und 
Vorschläge zu ihrer Verwirklichung hinzufügt.

Der Warschauer Vertrag befindet sich gegenwärtig in der 
wohl schwierigsten Phase seines Bestehens. Für die DDR ist. 
dies eine besondere außen- und sicherheitspolitische Herau 
forderung. Die Bündnispolitik der DDR gegenüber dem Warr"' 
schauer Vertrag darf nicht zum Hindernis für die deutsche 
Vereinigung führen. Aber die deutsche Vereinigung darf auch 
keine Mißachtung der legitimen Sicherheitsinteressen der So
wjetunion und der anderen osteuropäischen Staaten hervorru- 
fen. Das heißt, der Warschauer Vertrag muß so, wie er heute 
besteht, behutsam auch mit Hilfe der DDR verändert werden. 
Wir brauchen ein gesamteuropäisches Sicherheitssystem. 
Blocküberwindung und nicht Blockverschiebung ist unser 
Ziel.

Das Anliegen der Staats- und Regierungschefs der sieben Mit
gliedsstaaten auf der Tagung des Politischen Beratenden Aus
schusses der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages am 
7. Juni 1990 in Moskau war es, eine Veränderung des Warschauer 
Vertrages von einer militärischen in eine politische Organisa
tion einzuleiten. Auf der Tagung wurde beschlossen, Charakter, 
Funktion und Tätigkeit des Warschauer Vertrages grundlegend 
zu überprüfen. Auf dem Weg zu einer wirklichen europäischen 
Sicherheitsgemeinschaft könnte eine veränderte Warschauer 
Vertragsorganisation gemeinsam mit der NATO dazu beitragen, 
einen geordneten Übergang von der Ost-West-Konfrontation zu 
einer europäischen Friedensordnung zu vollziehen und zu s.; 
ehern.

Der sowjetische Präsident Michail Gorbatschow hat bei sei
nem jüngsten Treffen mit dem amerikanischen Präsidenten Ge
orge Bush angeregt, daß die Mitgliedsstaaten der Warschauer 
Vertragsorganisation und der NATO in einem Abkommen Fra
gen im Zusammenhang mit den sicherheitspolitischen Aspekten 
der deutschen Vereinigung sowie des Übergangs zu einer euro
päischen Friedensordnung regeln sollten. Die DDR steht dieser 
Idee positiv gegenüber.

Ein derartiges Vertragswerk sollte unseres Erachtens folgen
de grundlegende Elemente enthalten:

- eine Nichtangriffsverpflichtung;

- die Vereinbarung einer dauerhaften sicherheitspolitischen 
Kooperation zwischen beiden Bündnissen im Rahmen des 
KSZE-Prozesses;

- den Verzicht des künftigen Deutschlands auf atomare, biolo
gische und chemische Waffen, der sich sowohl auf Entwick
lung, Herstellung und Erwerb wie auch auf Stationierung 
und Transit derartiger Kampfmittel erstreckt;

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)


